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(Nr. 12872.) Geſetz über die Errichtung gemeinſamer Arztekammern für die Provinzen Niederſchleſien 


und Oberſchleſien ſowie für die Provinzen Brandenburg und Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen 5 


und die Stadt Berlin. Vom 18. Juli 1924. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
9 1. 


Anter Abänderung des § 1 der Verordnung, betreffend die Einrichtung einer ärztlichen Standes» 
vertrelung, vom 25. Mai 1887 (Gefekfamml. S. 169) und der fie abändernden Verordnungen 
vom 21. Juli 1892 (Geſetzſaamml. S. 222), vom 6. Januar 1896 (Gefekfamml. S. 1), vom 
20. Mai 1898 Geſetzſamml. S. 115), vom 23. Januar 1899 (Geſetzſaamml. S. 17) und vom 
8. Juli 1907 Geſetzſamml. S. 237) wird für die Provinzen Niederſchleſien und Oberſchleſien 
eine gemeinſame Arztekammer mit dem Sitz in Breslau und für die Provinzen Brandenburg und 
Grenzmark Poſen-Weſtpreußen und die Stadt Berlin eine gemeinſame Arztekammer mit dem Sitz 
in Berlin errichtet. 

9.2. 

Auf die beiden Arztekammern finden die Vorſchriften der im § 1 genannten Verordnungen 

mit folgender Maßgabe Anwendung: 


1. Als Oberpräſident im Sinne der §8 6, 7, 8 und 13 jener Verordnungen gilt für die 
Arztekammer für die Provinzen Niederſchleſien und Oberſchleſien der Oberpräſident der Provinz 


Niederſchleſien und für die Arztekammer für die Provinzen Brandenburg und Grenzmark Poſen⸗ 


Weſtpreußen und die Stadt Berlin der Oberpräſident der Provinz Brandenburg und von Berlin. 

Das Ergebnis der Kammerwahlen iſt den Oberpräſidenten der zum Kammerbezirk gehörenden 
Provinzen anzuzeigen, die es für den Bezirk ihrer Provinz auf Koſten des Staates bekannt— 
zumachen haben. 


2. Die Mitgliederſitze im Vorſtand der Arztekammer für die Provinzen Niederſchleſien und 


Oberſchleſien find auf die zum Bezirke der Arztekammer gehörenden Provinzen in der Weiſe zu 


verteilen, daß jede Provinz mindeſtens durch ein Mitglied im Vorſtand vertreten wird. Im übrigen 
Geſetzſammlung 1924. (Nr. 1287212876) 
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ſoll bei der Verteilung das Verhältnis berückſichtigt werden, in dem die Provinzen in der Arzte⸗ 
kammer durch Mitglieder vertreten ſind. Mit dieſer Maßgabe beſchließt die Arztekammer mit der 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen über die Verteilung. Werden für die Vorſtandsmitglieder 
Stellvertreter gewählt, ſo müſſen der Stellvertreter und das von ihm vertretene Vorſtandsmitglied 
derſelben Provinz angehören. 

3. Die Arztekammer für die Provinzen Niederſchleſien und Oberſchleſien hat zwei Delegierte 
und zwei Stellvertreter in den Arztekammer⸗Ausſchuß zu wählen. Die beiden Delegierten dürfen 
in der Arztekammer nicht dieſelbe Provinz vertreten. Auf die Wahl der Stellvertreter findet der 
Schlußſatz der Ziffer 2 entſprechende Anwendung. 


§ 3. 

Das Geſetz, betreffend die ärztlichen Ehrengerichte, das Umlagerecht und die Kaſſen der Arzte⸗ 
kammern, vom 25. November 1899 (Gefeßfamml. S. 565) und das zu feiner Abänderung ergangene 
Geſetz vom 27. Juli 1904 (Geſetzſamml. S. 182) finden auf die beiden Arztekammern mit folgender 
Maßgabe Anwendung: f 

1. Als Oberpräſident im Sinne der S$ 12, 14, 49, 49 a, 50 und 55 jener Geſetze gilt 
für die Arztekammer für die Provinzen Niederſchleſien und Oberſchleſien der Oberpräſident der 
Provinz Niederſchleſten und für die Arztekammer für die Provinzen Brandenburg und Grenzmark 
Poſen⸗Weſtpreußen und die Stadt Berlin der Oberpräſident der Provinz Brandenburg und von Berlin. 

2. Das ärztliche Ehrengericht für die Provinzen Niederſchleſien und Oberſchleſien iſt ſo 
zuſammenzuſetzen, daß von den im $ 7 Ziffer 1 der vorgenannten Geſetze bezeichneten Mitgliedern 
dieſes Gerichts einſchließlich deſſen Vorſitzenden und ihren Stellvertretern jeder Provinz, auf die 
ſich der Bezirk der Arztekammer erſtreckt, mindeſtens ein Mitglied und ein Stellvertreter angehören. 
Mit dieſer Maßgabe beſchließt die Arztekammer mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen darüber, 
wieviel Mitglieder und Stellvertreterfige auf jede Provinz entfallen. 


§ 4. 

(1) Die im 81 bezeichneten gemeinſamen Arztekammern werden das erſtemal in der Weiſe 
gebildet, daß alsbald nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in den Provinzen Oberſchleſien und 
Grenzmark Poſen-Weſtpreußen in die jetzt beſtehende Arztekammer für die Provinz Niederſchleſien 
bzw. für die Provinz Brandenburg und den Stadtkreis Berlin Mitglieder und Stellvertreter 
gewählt werden. Auf die Wahl finden die für die erſte Wahl einer Arztekammer erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften der im § 1 genannten Verordnungen ſowie der $ 2 Ziffer 1 dieſes Geſetzes mit der Maß 
gabe Anwendung, daß der Miniſter für Volkswohlfahrt ermächtigt wird, den Zeitraum zu beſtimmen, 
innerhalb deſſen die Mählerliften während vierzehn Tagen öffentlich auszulegen ſind, und den 
Monat feſtzuſetzen hat, in dem die Wahl ſtattfindet. Zeit und Ort der Auslegung der Wähler 
liſte brauchen nur im Regierungsamtsblatte bekanntgemacht zu werden. Über die im § 6 Abſ. 3 der 
Verordnung vom 25. Mai 1887 gegebene Beſchwerde entſcheidet bei dieſer Wahl der Miniſter für 
Volkswohlfahrt. Die Koſten der erſten Wahl trägt der Staat. 


(2) Mit dem Beginne des zweiten Monats nach dem Ablaufe desjenigen Monats, in dem die 
Wahl ſtattgefunden hat, gelten die im § 1 bezeichneten gemeinſamen Arztekammern als errichtet. 


Eine Neuwahl dieſer Kammern findet gleichzeitig mit der Neuwahl der übrigen Arztekammern ſtatt. 
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8 5. 


() Der Oberpräſident der Provinz Niederſchleſien hat die Mitglieder der nach § 4 neu 
gebildeten Arztekammer für die Provinzen Niederfchlefien und Oberſchleſien alsbald zur Wahl eines 
Vorſtandes einzuberufen. Bis dieſer Vorſtand die Geſchäfte übernimmt, führt der Vorſtand der 
Arztekammer für die Provinz Niederſchleſien die Geſchäfte der Arztekammer für die Provinzen 


Niederſchleſien und Oberſchleſien. In der Wahlverſammlung ſind Mitglieder der Kammer und 


ihre Stellvertreter in das ärztliche Ehrengericht zu wählen. Das ärztliche Ehrengericht für die 
Provinz Niederſchleſien bleibt für ſeinen Bezirk beſtehen, bis das ärztliche Ehrengericht für die 
Provinzen Niederſchleſien und Oberſchleſien gebildet iſt. In der Wahlverſammlung ſind ferner die 
beiden Delegierten in den Arztekammer⸗Ausſchuß und ihre Stellvertreter zu wählen. Mit ihrer Wahl 
endet das Amt des dem Arztekammer-⸗Ausſchuß angehörenden Delegierten der Arztekammer für die 
Provinz Niederſchleſien und ſeines Stellvertreters. Die Anderung in der Zuſammenſetzung des 
Arztekammer⸗Ausſchuſſes läßt die Wahl der jetzigen Mitglieder dieſes Ausſchuſſes und ihrer Stell— 
vertreter in den ärztlichen Ehrengerichtshof unberührt. 

(2) Der Vorſtand der Arztekammer für die Provinz Brandenburg und den Stadtkreis Berlin 
übernimmt in dem im § 4 Abſ. 2 bezeichneten Zeitpunkt die Geſchäfte des Vorſtandes der Arzte— 
kammer für die Provinzen Brandenburg und Grenzmark Poſen-Weſtpreußen und die Stadt Berlin. 
Entſprechendes gilt für das ärztliche Ehrengericht für die Provinz Brandenburg und den Stadtkreis 
Berlin, deſſen Zuſtändigkeit vom gleichen Zeitpunkt ab auf das Gebiet der Grenzmark Poſen⸗ 
Weſtpreußen ausgedehnt wird. Der von der Arztekammer für die Provinz Brandenburg und den 
Stadtkreis Berlin in den Arztekammer⸗Ausſchuß gewählte Delegierte und fein Stellvertreter vertreten 
von dem im § 4 Abſ. 2 angegebenen Zeitpunkt ab im Arztekammer-Ausſchuß die Arztekammer für 
die Provinzen Brandenburg und Grenzmark Poſen-Weſtpreußen und die Stadt Berlin. 


§ 6. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage ſeiner Verkündung in Kraft. Mit ſeiner Ausführung wird der 
Miniſter für Volkswohlfahrt beauftragt. g 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 18. Juli 1924. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Be Braun. Hirtſiefer. 


90* 


RE — 
— 


(Nr. 12873.) Geſetz zur Anderung des Emſchergeſetzes, des Entwäfſerungsgeſetzes für das linksnieder⸗ 
855 25 rheiniſche Induſtriegebiet und des Ruͤhrreinhaltungsgeſetzes. Vom 19. Juli 1924. 

Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: i 

Das Geſetz, betreffend Bildung einer Genoſſenſchaft zur Regelung der Vorflut und zur Ab— 
wäſſerreinigung im Emſchergebiete, vom 14. Juli 1904 (Geſetzſamml. S. 175) wird wie folgt 
geändert: 

§ 11 Abf. 1 erhält folgenden Zuſatz: 8 | 

| Durch Beſchkuß des Vorſtandes können andere Zahlungstermine feſtgeſetzt werden. 
Im 8 12 Abf. 2 werden hinter den Worten „gelten als eine gemeine öffentliche Laſt und 
ſind“ eingefügt die Worte „ſoweit nicht vom Vorſtand andere Zahlungstermine feſtgeſetzt find 
(§ 11 Abf. 1 Satz 2)". a 
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Das Entwäſſerungsgeſetz für das linksniederrheiniſche Induſtriegebiet vom 29. April 1913 
(Geſetzſamml. S. 251) wird wie folgt geändert: 
$15 erhält folgenden Zuſatz: 
Durch Beſchluß des Vorſtandes können andere Zahlungstermine feſtgeſetzt werden. 
Das Ruhrreinhaltungsgeſetz vom 5. Juni 1913 (Geſetzſgamml. S. 305) wird wie folgt geändert: 
$ 16 erhält folgenden Zuſatz: 
Durch Beſchluß des Vorſtandes können andere Zahlungstermine feſtgeſetzt werden. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 19. Juli 1924. 


(Siegel) | Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Wendorff. 


(Nr. 12874.) Geſetz über eine Anderung des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes. Vom 21. Juli 1924. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten⸗Dienſt⸗ 
einkommensgeſetz) vom 17. Dezember 1920/1. April 1923 (Geſetzſamml. 1923 S. 167) in der 
Faffung des Geſetzes vom 3. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 9) wird wie folgt geändert: 


ZI 385 — 


In den Schlußbemerkungen zur Anlage 1 erhält im Abſchnitt © die Ziffer 9 folgende Faſſung: 

Den bei der Generallotteriedirektion beſchäftigten Beamten der Generallotteriedirektion 

kann für die Zeit ihrer dortigen Beſchäftigung ein nicht ruhegehaltsfähiger Anteil am 

Gewinn in Höhe von 2 vom Hundert des preußiſchen Reinertrags gezahlt werden. Eine 

Verteilung von mehr als 2 vom Hundert des Reingewinns an die genannten Beamten 
bedarf der Genehmigung des Preußiſchen Finanzminiſters. 


Artikel IT. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1924 in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 21. Juli 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
a Braun. v. Richter. 


(Nr. Drs.) Geſetz über die Verwaltung des katholiſchen Kirchenvermögens. Vom 24. Juli 1924. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


1. Einzelgemeinden. 
§ 1. f un 
() Der Kirchenvorſtand verwaltet das Vermögen in der Kirchengemeinde. Er vertritt die 
Gemeinde und das Vermögen. a 
(2) Das Vermögen umfaßt die kirchlichen Vermögensſtücke und die unter die Verwaltung 
kirchlicher Organe geſtellten örtlichen Stiftungen. f 
(3) Die Rechte der Kirchendiener an den zu ihrer Beſoldung beſtimmten Vermögensſtücken 
werden hierdurch nicht berührt. 
9 2. 
(1) Der Kirchenvorſtand beſteht aus: 

J. dem Pfarrer oder dem von der biſchöflichen Behörde mit der Leitung der Gemeinde 

betrauten Geiſtlichen als Vorſitzenden; 

2. den gewählten Mitgliedern; 

3. dem auf Grund beſonderen Rechtstitels Berechtigten oder dem von ihm Ernannten. 
„) Die biſchöfliche Behörde kann für ihren Bereich beſtimmen, daß auch andere hauptamt⸗ 
lich angeſtellte Seelſorgegeiſtliche der Gemeinde aus dem Weltklerus, ſoweit fie das Wählbarkeits⸗ 
alter erreicht haben, zum Kirchenvorſtand gehören. 7 
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§ 3. 

Die Zahl der gewählten Mitglieder beträgt in Gemeinden bis 500 Seelen 6, bis 1500 
Seelen 10, bis 3000 Seelen 16, bis 6000 Seelen 20, bis 15000 Seelen 24, in größeren 
Gemeinden 28. 

2 9 4. | 

(1) Wahlberechtigt find alle Mitglieder der Gemeinde, die am Wahltage 21 Jahre alt find 
und ſeit einem Jahre an dem Orte der Gemeinde wohnen. i 

(2) Vom Wahlrecht iſt ausgeſchloſſen: N 

1. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft oder wegen geiſtigen Ge⸗ 
brechens unter Pflegſchaft ſteht; 

2. wer die bürgerlichen Ehrenrechte nicht beſitzt; 

3. wer das Wahlrecht nach § 6 Abſ. 4 oder § 7 Abſ. 2 verloren hat. 

(3) Die biſchöfliche Behörde kann für ihren Bereich beſtimmen, daß die dem Seel . 
angehörenden Geiſtlichen nicht wahlberechtigt find. 

(4) Behindert an der Ausübung ihres Wahlrechts find Perſonen, die wegen Geiſteskrankheit 
oder Geiſtesſchwäche in einer Anſtalt untergebracht ſind, ſowie Straf- und Unterſuchungsgefangene. 
5 (5) Die Wahl iſt unmittelbar und geheim; jeder Wähler hat eine Stimme. Zur Ausübung 
des Wahlrechts iſt die Eintragung in die Wählerliſte erforderlich. 


§ 5. 

(i) Wählbar iſt jeder Wahlberechtigte, der am Wahltage 30 Jahre alt iſt, ſofern er nicht 
durch kirchenbehördliche Entſcheidung von den allen Kirchengliedern zuſtehenden Rechten ausge— 
ſchloſſen iſt. 

(2) Die biſchöfliche Behörde kann beſtimmen, daß wenigſtens die Hälfte der Gewählten 
Männer ſein müſſen. a 

8 6. 
) Frauen können das Amt als Kirchenvorſteher ablehnen und jederzeit niederlegen, Männer 
nur 15 erheblichen Gründen. Einen 8 Grund is: nn wer 
1. 60 Jahre alt iſt, 
2. das Amt ſechs Jahre bekleidet hat, 
3. mehr als vier minderjährige Kinder hat. 

(2) Das Recht zur Ablehnung und heren verliert, wer das Amt trotz der ihm be— 
kannten Gründe ausübt. 

(3) Über die Ablehnung und N delle entſcheidet der Kirchenvorſtand. Gegen ſeine Ent⸗ 
ſcheidung iſt binnen zwei Wochen nach Empfang der Entſcheidung die Berufung an die biſchöfliche 
Behörde zuläſſig. 

(4) Wer nach Rechtskraft der Entſcheidung bei feiner Weigerung bleibt, verliert das Wahl⸗ 
recht. Der Kirchenvorſtand kann es ihm wiederverleihen. 
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Se 
(1) Die Mitglieder verlieren ihr Amt, wenn fie nicht mehr wählbar find, wenn die Wahl 
für ungültig erklärt oder das Wahlergebnis nachträglich geändert wird. § 6 Abſ. 3 gilt 
entſprechend. n r 
(2) Die bifchöfliche Behörde kann Mitglieder wegen grober Pflichtwidrigkeit oder Argernis 
erregenden Lebenswandels durch einen begründeten ſchriftkichen Beſcheid entlaſſen und ihnen zugleich 
das Wahlrecht entziehen; ſie muß aber das Mitglied und den Kirchenvorſtand zuvor hören. 


$ 8: | 
(1) Das Amt der gewählten Mitglieder dauert ſechs Jahre. Von drei zu drei Jahren 
ſcheidet die Hälfte aus. Die Reihenfolge wird das erſte Mal durch das Los beſtimmt. Das 
Ausſcheiden erfolgt mit dem Eintritt der Nachfolger. a . 
(2) Falls ein Mitglied ſich weigert, ſein Amt auszuüben, oder die Mitgliedſchaft außer der 
Zeit endet, treten die gewählten Erſatzmitglieder in der Reihenfolge der Erſatzliſte ein. 
(3) Wenn die Erſatzliſte erſchöpft iſt, wählt der Kirchenvorſtand. 
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§ 9. 

Das Amt des Kirchenvorſtehers iſt ein Ehrenamt. Für außergewöhnliche Mühewaltung 
kann ihm der Kirchenvorſtand mit Genehmigung der biſchöflichen Behörde eine angemeſſene Ent 
ſchädigung bewilligen. s 

§ 10. 

(1) Der Kirchenvorſtand hat ein Vermögensverzeichnis zu errichten und fortzuführen. 

(2) Er hat einen Voranſchlag der Jahreseinnahmen und ausgaben aufzuſtellen und am 
Schluſſe jedes Rechnungsjahrs die Rechnung zu prüfen. 8 

(3) Der Haushalt iſt nach Feſtſtellung, die Jahresrechnung nach Entlaſtung für die Gemeinde— 
mitglieder nach ortsüblicher Bekanntmachung auf zwei Wochen öffentlich auszulegen. 


$ la 

(1) Der Vorſitzende beruft den Kirchenvorſtand, fo oft es zur ordnungsmäßigen Erledigung 
der Geſchäfte erforderlich iſt. 

(2) Er hat ihn zu berufen auf Verlangen der biſchöflichen Behörde oder eines Drittels der 
Mitglieder. 

6 Wenn der Vorſitzende dieſem Verlangen nicht entſpricht oder ein Vorſitzender und ein 
Stellvertreter nicht vorhanden ſind, ſo kann die biſchöfliche Behörde die Berufung vornehmen und 
den Vorſitzenden beſtimmen. 

ö N 9912 
1 Zu den Sitzungen ſind ſämtliche Mitglieder ſchriftlich unter Angabe des Gegenſtandes 
ſpäteſtens am Tage vor der Sitzung einzuladen. Iſt nicht vorſchriftsmäßig eingeladen, ſo kann 
ein Beſchluß nur gefaßt werden, wenn alle Mitglieder anweſend ſind und niemand widerſpricht. 
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9 13. 


(1) Der Kirchenvorſtand iſt beſchlußfähig, wenn die Hälfte der gewählten Mitglieder an 
weſend iſt. Er iſt ſtets be ſchlußfähig, wenn er zum zweiten Male zur Sitzung mit derſelben 
Tagesordnung einberufen und auf dieſe Folge dabei ausdrücklich hingewieſen worden iſt. 

(2) Beſchlüſſe werden durch Stimmenmehrheit. der Erſchienenen gefaßt. Im Falle der 
Stimmengleichheit entſcheidet bei Wahlen das Los, ſonſt der Vorſitzende. 

(3) Sind Mitglieder an dem Gegenſtande der Beſchlußfaſſung ſelbſt beteiligt, ſo haben ſie 
keine Stimme und dürfen bei der Beratung und Abſtimmung nicht anweſend ſein. 

(1) Die Beſchlüſſe werden unter Angabe des Tages und der Anweſenden in ein Sitzungsbuch 


eingetragen und von dem Vorſitzenden und zwei Mitgliedern unter Beidrückung des Amtsſiegels 
unterſchrieben. 


§ 14. 
Bekundet werden die Befchlüffe durch Auszüge aus dem Sitzungsbuche, die der Vorſitzende 
beglaubigt. Die Willenserklärungen des Kirchenvorſtandes verpflichten die Gemeinde und die ver- 
tretenen Vermögensmaſſen nur dann, wenn fie der Vorſitzende oder fein Stellvertreter und zwei 


Mitglieder ſchriftlich unter Beidrückung des Amtsſiegels abgeben. Hierdurch wird nach außen die 
Ordnungsmäßigkeit der Beſchlußfaſſung feſtgeſtellt. 


9.15. 
() Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes bedürfen der Genehmigung der Staatsbehörde bei: 
1. Veräußerung von Gegenſtänden, die einen geſchichtlichen, wiſſenſchaftlichen oder Kunſt⸗ 
wert haben; ; 
2. Anleihen, die nicht bloß zur vorübergehenden Aushilfe dienen; 
3. Verwendung des Kirchenvermögens zu anderen als den beſtimmungsmäßigen Zwecken. 


Ausgenommen ſind Bewilligungen, die insgeſamt für ein Jahr 10 vom Hundert der 
Solleinnahmen nicht überſteigen; 


4. Sammlungen, die nicht im Zuſammenhange mit kirchlichen Veranſtaltungen vor. 
genommen werden; 


5. Anlegung oder Veränderung der Benutzung von Vegräbntspliten oder der Gebühren- 
ordnung für ihre Benutzung. 
() Die ſtaatlich genehmigten Gebühren können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben 
werden. 
§ 16. 
() Die Staatsbehörde iſt berechtigt, in die Vermögensverwaltung Einſicht zu nehmen und 
Geſetzwidrigkeiten zu beanſtanden. 


(2) Der Kirchenvorſtand kann gegen die Beta dung im „ das 
Oberverwaltungsgericht anrufen. 


a — 
9:17. 
( Wenn der Kirchenvorſtand ſich weigert, geſetzliche Leiſtungen auf den Haushalt zu 
bringen, feſtzuſetzen oder zu genehmigen oder begründete Anſprüche gerichtlich geltend zu machen 
oder unbegründete abzuwehren, fo kann die biſchöfliche Behörde. im Einvernehmen mit der Staats- 
behörde die erforderlichen Maßnahmen treffen. 5 
(2) Der Kirchenvorſtand kann hiergegen im Verwaltungsſtreitverfahren das Oberverwaltungs— 
gericht anrufen. ; 
§ 18. 
Wenn der Kirchenvorſtand wiederholt feine Pflicht gröblich verletzt, ſo kann ihn die biſchöf— 
liche Behörde auflöſen. Mit der Auflöſung iſt ſofort die Neuwahl anzuordnen. 


819. 


Wenn die Wahl der Mitglieder überhaupt nicht zuftande kommt oder der nach Auflöſung 


neu gewählte Kirchenvorſtand wieder aufgelöſt werden muß, ſo kann die biſchöfliche Behörde im 
Einvernehmen mit der Staatsbehörde einen Verwalter beſtellen. 


§ 20. 

Solange die biſchöfliche Behörde in den Fällen der SS 11 Abs. 3 und 17 bis 19 von 
ihrer Befugnis keinen Gebrauch macht, kann die Staatsbehörde nach Benehmen mit ihr die er⸗ 
forderlichen Maßnahmen ſelbſt treffen. Auf Widerſpruch der biſchöflichen Behörde entſcheidet der 
für kirchliche Angelegenheiten zuſtändige Miniſter. 


§ 21. 

(1) Die biſchöfliche Behörde kann nach Benehmen mit der Staatsbehörde Anweiſungen über 
die Geſchäftsführung erteilen und Wahlordnungen erlaſſen. 

(2) In welchen Fällen ein Beſchluß erſt durch die Genehmigung der biſchöflichen Behörde 
rechtsgültig wird, beſtimmt die Geſchäftsanweiſung. 

(3) Die Beſtimmung der biſchöflichen Behörde in den Fällen der §§ 2 Abſ. 2, 4 Abſ. 3 
und 5 Abſ. 2, die Geſchäftsanweiſungen und Wahlordnungen ſind nach näherer Anordnung der 
Staatsbehörde zu veröffentlichen. f 

’ 2. Gemeindeverbände. 

22. f 
() Kirchengemeinden können zu einem Verbande zuſammengeſchloſſen werden. 
(2) Der Verband kann durch Anſchluß anderer Gemeinden erweitert werden, 


923 
(1) Die Bildung und die Erweiterung des Verbandes ſowie der Umfang feiner Rechte und 
Pflichten werden nach Zuſtimmung der Kirchenvorſtände der beteiligten Gemeinden von der biſchöf— 
lichen Behörde mit Genehmigung der Staatsbehörde angeordnet. Zur Zuſtimmung genügt, daß 
die Seelenzahl der zuftimmenden Gemeinden größer iſt als die Seelenzahl der übrigen. 
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(2) Dasſelbe gilt für das Ausſcheiden einzelner Gemeinden und für die Auflöſung des Ver⸗ 
bandes mit der Maßgabe, daß zum Ausſcheiden auch die Zuſtimmung der betroffenen Gemeinde 
und zur Auflöſung eine Mehrheit von drei Vierteilen erforderlich iſt. 


{ § 24. 

Der Verband kann ganz oder teilweife die Erfüllung gemeinſamer örtlicher Aufgaben ſowie 
die Verforgung der Gemeinden mit äußeren kirchlichen Einrichtungen und mit Mitteln zur Erfüllung 
ihrer geſetzlichen Leiſtungen übernehmen. Er kann Gebühren feſtſetzen, Steuern erheben und Ans 
leihen aufnehmen. 

§ 25. 

() Die Angelegenheiten des Verbandes werden von der Verbandsvertretung wahrgenommen. 
Dieſe beſteht aus den Vorſitzenden und je zwei Mitgliedern der einzelnen Kirchenvorſtände, die 
von dieſen aus ihren wählbaren Mitgliedern für die Dauer ihres Hauptamts gewählt, bei Dom— 
gemeinden aus dem Pfarrer und zwei Mitgliedern, die von den Verwaltungskörpern aus den 
wählbaren Gemeindemitgliedern ernannt werden. 

(2) Der Vorſitz ſteht dem ranghöchſten Dechanten oder Pfarrer zu. Dieſer kann ihn mit 
Genehmigung der biſchöflichen Behörde auf ein anderes Mitglied der Verbandsvertretung übertragen. 


$ 26 
Ss + 
Die Verbandsvertretung kann einen Ausſchuß beſtellen. Dieſer vertritt den Verband und ver- 
waltet das Vermögen nach Maßgabe der Beſchlüſſe der Verbandsvertretung. 


9 27. 
Die 88 9 bis 21 finden auf Gemeindeverbände entſprechende Anwendung. 


3. Dibzeſen. 
928. | 

() Auf die Vermögensſtücke der Biſchöflichen Stühle, Bistümer, Kapitel und die unter Ver— 
waltung kirchlicher Organe geſtellten Anſtalten, Stiftungen und Vermögensſtücke, die nicht unter 
§ 1 fallen, finden die S$ 15 bis 17 ſinngemäß Anwendung. 

2) Die erſte Hausſammlung im Jahre für bedürftige Gemeinden in der Dibzeſe bedarf 
keiner Genehmigung, iſt aber der Staatsbehörde anzuzeigen. i 

(3) Zu den im $ 17 bezeichneten Maßnahmen iſt die Staatsbehörde befugt. 


4. Schlußbeſtimmungen. 
9 29. 

8 Die Geſetze vom 20. Juni 1875 über die Vermögensverwaltung in den katholiſchen Kirchen— 

gemeinden (Geſetzſamml. S. 241) und vom 7. Juni 1876 über die Aufſichtsrechte des Staates 
bei der Vermögensverwaltung in den katholiſchen Diözeſen (Geſetzſamml. S. 149) und das Geſetz, 
betreffend die Bildung von Geſamtverbänden in der katholiſchen Kirche, vom 29. Mai 1903 
(Geſetzſamml. S. 179) werden aufgehoben. Die §s 39 und 40 des erſten Gefetzes bleiben jedoch 
mit der Maßgabe in Kraft, daß im § 39 Abſ. 2 an die Stelle der 8% 27 bis 29 der § 5 dieſes 
Geſetzes tritt und im § 40 Abſ. 2 die Worte „und der Gemeindevertretung“ wegfallen. 
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§ 30. 
) Das Staaksminiſterium beſtimmt die Behörden, die die hier feſtgeſetzten Rechte des Staates 
auszuüben haben. 8 
(2) Der für die kirchlichen Angelegenheiten zuſtändige Miniſter führt das Geſetz aus. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats find gewahrt. 
Berlin, den 24. Juli 1924. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſter für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung: 
Braun. v. Richter. 


(Nr 1876.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes zur Ergänzung des Geſetzes über die vorläufige Regelung der 
D Gemeindewahlen (Gemeindewahlgeſetz) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 12. Februar 
1924 (Geſetzſamml. S. 99) vom 14. Juni 1924 (Geſetzſamml. S. 551). Vom 24. Juli 1924. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Einziger Artikel. 

Das Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes über die vorläufige Regelung der Gemeindewahlen 
(Gemeindewahlgeſetz)b in der Faſſung der Bekanntmachung vom 12. Februar 1924 (Geſetzſamml. 
S. 99) vom 14. Juni 1924 (Geſetzſamml. S. 551) wird wie folgt geändert: 

a) § 1 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

(2) Bei der in den Kreiſen Norderdithmarſchen, Süderdithmarſchen und Huſum von 
den Kirchſpielslandgemeindevertretungen vorzunehmenden Wahl der Gemeindevorſteher 
und Stellvertreter find die Bauernſchafts- (Dorf) Vorſteher als Mitglieder der Gemeinde— 
vertretung nur dann ſtimmberechtigt, wenn ſie gemäß § 9 oder § 16 des Gemeindewahl— 
geſetzes vom 12. Februar 1924 neu gewählt find und wenn bei ihrer Wahl die Vor- 
ſchrift des Abſ. 1 Anwendung gefunden hat; der Kirchſpielslandgemeindevorſteher und 
fein Stellvertreter ſowie im Kreiſe Huſum die Kogsvorſteher find nicht ſtimmberechtigt. 

b) § 3 erhält folgende Faſſung: 

Die Bürgermeiſter und ſonſtigen Magiſtratsmitglieder in Städten mit Magiftrats- 
verfaſſung werden, ſoweit bisher ihre Wahl in anderer Weiſe als durch die Bürgerſchaft 
oder Gemeindevertretung (Stadtverordnetenverſammlung, bürgerſchaftliches Kollegium) 
allein ſtattfindet, fortan nur von den gewählten Mitgliedern der Gemeindevertretung 
gewählt. 

e) § 7 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 1 

(2) Soweit bereits vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes Wahlen auf Grund des 8 9 
des Gemeindewahlgeſetzes ſtattgefunden haben, die zwar nach dem zur Zeit ihrer Vor. 
nahme geltenden Rechte gültig wären, den Vorſchriften dieſes Geſetzes aber nicht ent— 
ſprachen, finden alsbald Neuwahlen ſtatt. 
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d) § 7 erhält folgenden Abſ. 3: 

(3) Soweit in der Zeit zwiſchen dem Inkrafttreten des Geſetzes poll 14. Juni 1924 
und dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes? ) Neuwahlen auf Grund des § 7 Abf, 2 in ſolchen 
Fällen ſtattgefunden haben, in denen die erſtmaligen Wahlen auf Grund des § 9 des 
Gemeindewahlgeſetzes auch den Vorſchriften des Geſetzes vom 14. Juni 1924 entſprachen, 
bleiben die Neuwahlen zu Recht beſtehen. 


5 Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Gefeß wird hiermit 1 Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 24. Juli 1924. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. 


) Anmerkung: des Geſetzes vom 24. Juli 1924. 


Bekanntmachung. 


Pas Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 
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6. 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Mai 1924 über die Genehmigung des 19, und 
20. Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung vom 7. Dezember 1891 (Ausgabe von 1912) 
durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 21 S. 137, ausgegeben am 24. Mai 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Mai 1924 über die Genehmigung des 21. Nach. 


trags zur Oſtpreußiſchen Landſchaſtsordnung vom 7. Dezember 1891 (Ausgabe von 1912) durch das 
Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 22 S. 152, ausgegeben am 31. Mai 19245 


der Exlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Mai 1924 zur Abänderung des Erlaſſes 


vom 26. April 1924 über die Genehmigung von Satzungsänderungen der Schleswig, Holſteiniſchen 
Landſchaft durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 26 S. 274, ausgegeben am 
21. Juni 1924; 


g Dit Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. Mai 1924 über die Genehmigung des 


2. Rachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung vom 7, Dezember 1891 (Ausgabe von 1912) 
en das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 25 S. 166, ausgegeben am 21. Juni 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Mai 1924 über die Verleihung des Ent- 


eignungsrechts an das Rheiniſch en Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Eſſen (Ruhr), und 
an die Main-Kraftwerke, Aktiengeſellſchaft in Höchſt a. M., für den Bau einer Hochſpannungsleitung 
von der Schaltſtation des Rheiniſch-Weſtfäliſchen Elektrizitätswerkes in Neuenahr nach einer in der 
Nähe des Kraftwerkes Höchſt a. M. zu errichtenden Umſpannungsſtation durch die Amtsblätter 

der Regierung in Wiesbaden Nr. 23 S. 99, ausgegeben am 14. Juni 1924, und 

der Regierung in Coblenz Nr. 29 S. 119, ausgegeben am 5. Juli 1924; . 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Juni 1924 über die Genehmigung der 
Anderung der Satzung des Landſchaftlichen Kreditverbandes für die Provinz Schleswig-Holftein durch 
das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 28 S. 301, ausgegeben am 5. Juli 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 13. Juni 1924 über die Genehmigung von Ande⸗ 


rungen der Neuen Satzungen der Landſchaft der Provinz Sachſen durch das Amtsblatt der Re— 
gierung in Merſeburg Nr. 27 S. 161, ausgegeben am 5. Juli 1924. 
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